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§ 82
Wahlscheine 

(1) Für beide Wahlen wird ein gemeinsamer Wahlschein nach dem 
an die Erfordernisse der gemeinsamen Wahldurchführung an-
zupassenden Muster der Anlage 2 erteilt. 

(2) Dem gemeinsamen Wahlschein ist ein Merkblatt zur Briefwahl 
nach dem an die Erfordernisse der gemeinsamen Wahldurch-
führung anzupassenden Muster der Anlage 5 beizufügen.

(3) Die Stimmabgaben von Inhabern eines gemeinsamen Wahl-
scheines werden vom Schriftführer in den oben im Wahlschein 
eingedruckten Kästchen BÜ oder EU für die Bürgerschaftswahl 
und BE für die Beiratswahl vermerkt. 

§ 83
Wahlvorschläge 

(1) Der Leiter des Wahlbereichs Bremen hat in der Bekanntma-
chung nach § 26 auch darauf hinzuweisen, in welche Beiratsbe-
reiche das Gebiet der Stadt Bremen eingeteilt ist und wieviel 
Unterschriften die Wahlvorschläge nach § 51 Absatz 2 des 
Bremischen Wahlgesetzes jeweils enthalten müssen. 

(2) Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 6 b einge-
reicht werden. Er muss neben den in § 28 Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 und 2 sowie Satz 3 bezeichneten Angaben auch die 
Bezeichnung des Beiratsbereichs enthalten, für den der Wahl-
vorschlag aufgestellt wird. 

(3) Der Wahlvorschlag ist von mindestens drei Mitgliedern des für 
das Gebiet der Stadt Bremen satzungsmäßig zuständigen Vor-
standes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, 
persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen; § 28 Absatz 2
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4) Die in § 16 Absatz 3 Nummer 2 des Bremischen Wahlgesetzes 
genannten Parteien und Wählervereinigungen haben die nach 
§ 51 Absatz 2 des Bremischen Wahlgesetzes weiter erforderli-
che Zahl von Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach 
Anlage 7 b zu erbringen. Die Formblätter werden auf Anforde-
rung vom Leiter des Wahlbereichs Bremen kostenfrei geliefert. 
Bei der Anforderung ist der Name der Partei oder Wählerverei-
nigung, die den Wahlvorschlag einreichen will, und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese sowie der betref-
fende Beiratsbereich, für den der Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
anzugeben. Der Leiter des Wahlbereichs Bremen hat diese An-
gaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

(5) Im Übrigen findet § 28 Absatz 3 bis 6 entsprechende Anwen-
dung; dabei treten an die Stelle der Anlagen 8 a, 9 a, 10 a
und 11 a die Anlagen 8 b, 9 b, 10 b und 11 b.
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Abschnitt 6 
Beiratssprecherin oder Beiratssprecher 

§ 26
Beiratssprecherin oder Beiratssprecher 

(1) Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Sprecherin oder einen 
Sprecher und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 

(2) Die Sprecherin oder der Sprecher vertritt den Beirat in der Öf-
fentlichkeit, gegenüber parlamentarischen Gremien, Deputatio-
nen und zuständigen Stellen. 

(3) Die Sprecherin oder der Sprecher gibt die Informationen, die sie 
oder er in Wahrnehmung ihrer oder seiner Funktion erhält, un-
verzüglich an den Beirat weiter. 

(4) Die Sprecherin oder der Sprecher des Beirates hat Anspruch 
auf eine angemessene Dienst- und Arbeitsbefreiung, § 18 Ab-
satz 2 gilt entsprechend. 

Abschnitt 7 
Ortsämter, Ortsamtsleitung 

§ 27
Ortsämter 

(1) Für folgende Stadt- und Ortsteile ist jeweils ein gemeinsames 
Ortsamt einzurichten: 

1. Stadtteile Findorff, Gröpelingen, Walle, Ortsteil Industriehä-
fen (Ortsamt West); 

2. Stadtteile Mitte und Östliche Vorstadt (Ortsamt Mitte/Östli-
che Vorstadt); 

3. Stadtteile Neustadt, Woltmershausen, Ortsteile Hohentors-
hafen und Neustädter Hafen (Ortsamt Neustadt/Woltmers-
hausen); 

4. Stadtteile Schwachhausen und Vahr (Ortsamt Schwach-
hausen/Vahr). 

(2) Für die übrigen in § 1 genannten Stadt- und Ortsteile sind eige-
ne Ortsämter einzurichten. 

§ 28
Örtliche Zuständigkeit

Der örtliche Zuständigkeitsbereich der einzelnen Beiräte und Ortsäm-
ter richtet sich nach der stadtbremischen Verwaltungsbezirkseintei-
lung. Diese wird durch Ortsgesetz geregelt. 



§ 29
Aufgaben der Ortsämter 

§ 30
Aufgabenübertragung 



§ 31
Unterrichtungs- und Beteiligungspflicht der 

zuständigen Stellen 

§ 32
Mitwirkung an der Haushaltsaufstellung und Ausführung

§ 33
Beteiligung mehrerer Ortsämter



§ 34
Aufsichtsbehörde 

§ 35
Ortsamtsleitung 

§ 36
Ehrenamtliche Ortsamtsleiterinnen und Ortsamtsleiter



Abschnitt 8 
Schlussbestimmungen 

§ 37
Richtlinien und Verwaltungsvorschriften

§ 38
Inkrafttreten, Außerkrafttreten



 



Der Landeswahlleiter

An der Weide 14-16
28195 Bremen
Telefon: +49 421/361-4159
Telefax: +49 421/361-2278

E-Mail: landeswahlleiter@statistik.bremen.de

www.wahlen.bremen.de

Straßenbahn/Bus: 
Haltestelle Hauptbahnhof

Öffnungszeiten:
Montag bis Donnerstag 
9.00 bis 15.00 Uhr
Freitag 
9.00 bis 14.00 Uhr
oder nach vorheriger Vereinbarung.

©  Statistisches Landesamt Bremen, 
     Bremen, Februar 2015

Vervielfältigung und Verbreitung, auch 
auszugsweise, mit Quellenangabe gestattet.
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